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und Milcherzeugnisse 
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zum Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend das 
„Milk Marketing Board" Nordirland 
— Drucksache 8/1477 Nr. 7 — 

A. Problem 

Schon im Rahmen der Beitrittsverhandlungen war die Verein

-

barkeit des in Großbritannien bestehenden „Milk Marketing 
Board" mit dem Gemeinschaftsrecht umstritten. Die Vereinbar-
keit der britischen Rechtsgrundlagen für diese Einrichtung mit 
dem Gemeinschaftsrecht ist nach wie vor zweifelhaft, weil sie 
ein ausschließliches Ankaufsrecht für Milch in einem bestimm-
ten Gebiet und das Recht zur Vornahme eines Preisausgleichs 
besitzt. Im Hinblick auf das Ende der Übergangszeit nach dem 
Beitritt Großbritanniens zur Europäischen Gemeinschaft und 
des mit den gegenwärtigen Aufgaben des „Milk Marketing 
Board" eng verbundenen Systems der Garantiepreise für die 
Milcherzeugung wird eine gemeinschaftsrechtliche Regelung 
dringlich. 

B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt vor, die gemeinsame Marktorgani

-

sation für Milch und Milcherzeugnisse dahin auszubauen, daß 
die Möglichkeit vorgesehen wird, Milcherzeugerorganisationen 
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auf Gemeinschaftsebene gewisse Vorrechte einzuräumen, damit 
sie eine hohe Verwendung von Milch für den unmittelbaren 
Verbrauch betreiben können. 

C. Alternativen 

ergeben sich aus der Beschlußempfehlung 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die anliegenden Verordnungsvorschläge der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung 
ersucht wird, bei den Beratungen in Brüssel auf Ablehnung der Vorschläge, bei 
einer Übergangszeit für Großbritannien bis 30. Juni 1978, hinzuwirken. 

Bonn, den 30. März 1978 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Peters (Poppenbüll) 

Berichterstatter 



Drucksache 8/1684 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Bericht des Abgeordneten Peters (Poppenbüll) 

Die Vorschläge der EG-Kommission sind durch die 
EG-Sammelliste — Drucksache 8/1477 Nr. 7 — vom 
26. Januar 1978 dem Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten zur Beratung überwiesen 
worden. 

Bei diesen Vorschlägen geht es um folgendes: 

Schon im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit 
Großbritannien war die Frage der Vereinbarkeit des 
dort bestehenden „Milk Marketing Board" mit dem 
Gemeinschaftsrecht zweifelhaft. Eine eingehende 
Prüfung dieser Frage durch die EG-Kommission hat 
diese Zweifel verstärkt. Nach britischem Recht be-
sitzt diese Einrichtung nämlich Vorrechte, die der 
gemeinsamen Milchmarktordnung bislang fremd 
sind. Dies gilt insbesondere hinsichtlich des aus-
schließlichen Ankaufsrechts für Milch in einem be-
stimmten Gebiet und der Vornahme eines Preisaus-
gleichs. Im Hinblick auf das Ende der Übergangs-
zeit und des mit den gegenwärtigen Aufgaben die-
ser Einrichtung eng verbundenen Systems der Ga-
rantiepreis für die Milcherzeugung erscheint der 
EG-Kommission eine Reglementierung immer dring-
licher. Dabei wird davon ausgegangen, daß die Ak-
tivitäten des Board bisher dazu beigetragen haben, 
daß der überwiegende Teil der britischen Milch-
erzeugung unmittelbar dem menschlichen Verbrauch 
zugeführt wird. Dies entspricht dem Ziel der ge-
meinschaftlichen Milchpolitik, der landwirtschaft-
lichen Bevölkerung eine angemessene Lebenshal-
tung zu gewährleisten und gleichzeitig die hohen 
öffentlichen Ausgaben zu senken, die sich aus einer 
übermäßigen Inanspruchnahme der Butter- und Ma-
germilchintervention ergeben. Die Kommission hat 
daher nach einer Lösung für die folgenden wider-
streitenden Interessen der Gemeinschaft gesucht: 

— einerseits die Beachtung der Grundsätze des Ver-
trages, insbesondere hinsichtlich des freien Wa-
renverkehrs und des reibungslosen Funktionie-
rens der gemeinsamen Marktorganisation auf 
dem Milchsektor, 

— andererseits die Beibehaltung gewisser günstiger 
Auswirkungen infolge des Bestehens des Board. 

Zu diesem Zweck empfiehlt die Kommission, die 
Milchmarktordnung dahin auszubauen, daß es mög-
lich sein soll, Milcherzeuger-Organisationen auf Ge-
meinschaftsebene gewisse Vorrechte einzuräumen, 
damit sie das wünschenswerte Ziel einer hohen 
Verwendung von Milch für den unmittelbaren Ver-
brauch weiter verfolgen können. Die Kommission 
schlägt hierzu dem Rat die vorliegenden drei Ver-
ordnungen vor, durch die das „Board" im wesent-
lichen seine bisherigen Aktivitäten fortsetzen kann, 
bestimmte Vorrechte insbesondere auf dem Gebiet 
der Milchverarbeitung aber abgebaut werden müs-
sen. Wegen der Einzelheiten wird auf die den Ver-
ordnungsvorschlägen vorangeschickte Begründung 
der EG-Kommission verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde nachdrück-
liche Kritik an den Vorschlägen laut, weil mit ihnen 
eine Einrichtung zementiert werde, die mit dem 
herkömmlichen Gemeinschaftsrecht nicht in Ein-
klang stehe. Der im Rahmen einer nationalen briti-
schen Agrarpolitik sinnvolle „Milk Marketing 
Board" widerspreche den Grundsätzen der gemein-
samen Marktorganisation für Milch und Milch-
erzeugnisse. Deren Ausbau in der von der Kommis-
sion vorgeschlagenen Form schaffe ein im Ergebnis 
vom Gemeinschaftsrecht abweichendes Sonderrecht 
für den Bereich eines Mitgliedstaates. Der Ausschuß 
sprach sich daher für die Ablehnung der Vorschläge, 
bei Einräumung einer Übergangszeit bis zum 
30. Juni 1978, aus. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes-
tag, die Vorschläge der EG-Kommission — Druck-
sache 8/1477 Nr. 7 — mit der Maßgabe zur Kennt-
nis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht 
wird, auf eine Ablehnung der Vorschläge in Brüs-
sel hinzuwirken, jedoch unter Einräumung einer 
Übergangszeit für Großbritannien bis zum 30. Juni 
1978. 

Bonn, den 30. März 1978 

Peters (Poppenbüll) 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) ...177 des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse *) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla

-

ments 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es, die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages zu erreichen. 
Daher wurde durch die Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 3 ) zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./77 4), 
eine gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse errichtet. Um die Märkte zu sta-
bilisieren und der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, 
sieht die gemeinsame Marktorganisation insbeson-
dere Interventionsmaßnahmen auf dem Markt vor. 
Wegen der hohen Kosten, die sich für die Gemein-
schaft aus diesem Interventionssystem ergeben, er-
scheint es zweckmäßig, andere Mechanismen zuzu-
lassen, mit denen bei geringerer Inanspruchnahme 
der Interventionsmaßnahmen die gleichen Ziele er-
reicht werden können. 

In dieser Hinsicht müssen insbesondere die „Milk 
Marketing Boards” im Vereinigten Königreich in 
Betracht gezogen werden. Bestimmte Aktivitäten 
dieser Organisationen tragen dazu bei, daß der 
überwiegende Teil der Milcherzeugung in diesem 
Mitgliedstaat unmittelbar in flüssiger Form dem 
menschlichen Verbrauch zugeführt wird. Diese Or-
ganisationen genießen gewisse Vorrechte, die ihr 
reibungsloses Funktionieren gewährleisten. Es han-
delt sich insbesondere um ihre alleinige Berechti-
gung, die Milch von den in ihrem Gebiet ansässigen 
Erzeugern aufzukaufen. Es ist angezeigt, derartige 
Organisationen im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation anzuerkennen; dabei muß unter 
Beachtung der allgemeinen Grundsätze des Ver-
trages die Vereinbarkeit der vorgenannten Vor-
rechte mit dem Gemeinschaftsrecht sichergestellt 
werden. 

1) ABl. EG Nr. C 
2) ABl. EG Nr. C 
3) ABl. EG Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 
4) ABl. EG Nr. L 

Zu diesem Zweck ist die Gewährung bzw. Auf-
rechterhaltung solcher Vorrechte davon abhängig 
zu machen, jeden Einzelfall auf Gemeinschaftsebene 
zu prüfen und von einer Ermächtigung abhängig zu 
machen, die dem betreffenden Mitgliedstaat erteilt 
wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel l 

Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 er-
hält folgende Fassung: 

„Artikel 25 

(1) Die Mitgliedstaaten können ermächtigt wer-
den, Milcherzeugerorganisationen, in deren Tätig-
keitsgebiet in den drei Jahren vor der Antragstel-
lung ein noch festzulegender überwiegender Teil 
der Milcherzeugung dieses Gebiets in Form von 
Trinkvollmilch oder anderer Frischerzeugnisse un-
mittelbar für den Verbrauch verwendet wurde, fol-
gende Rechte einzuräumen: 

a) das Exklusivrecht, nach Maßgabe der gemäß 
Absatz 3 festgelegten Schranken von den Erzeu-
gern des betreffenden Gebiets die gesamte von 
ihnen erzeugte Milch aufzukaufen. Diesem Recht 
entspricht die Verpflichtung dieser Organisatio-
nen, die ihnen von den betreffenden Erzeugern 
angebotene Milch aufzukaufen; 

b) das Recht, einen Ausgleich zwischen den an die 
Erzeuger gezahlten Preise ohne Berücksichti-
gung des Verwendungszwecks der von jedem 
einzelnen von ihnen gelieferten Milch vorzu-
nehmen. 

(2) Die Gewährung und Aufrechterhaltung der 
in Absatz 1 genannten Rechte ist von der Bedin-
gung abhängig, daß der Organisation eine Anzahl 
freiwilliger Mitglieder angehören, die zahlenmäßig 
nicht weniger als 80 v. H. der Gesamtzahl der 
Milcherzeuger des betreffenden Gebiets ausmachen. 

(3) Die Grundregeln zu diesem Artikel werden 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi-
zierter Mehrheit festgelegt. Sie sehen insbesondere 
vor: 

a) Vorschriften, die gewährleisten, daß die Aus-
übung der in Absatz 1 genannten Rechte 

— nicht gegen die allgemeinen Grundsätze des 
Vertrages, insbesondere den freien Waren- 

*) Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680/70 — E — Ag 253/78 — vom 
19. Januar 1978. 
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verkehr und die Nichtdiskriminierung der 
Erzeuger, die ihre Milch an die Organisation 
verkaufen, und der Interessenten, die von 
ihr Milch kaufen wollen, verstößt, 

— nur in dem unbedingt notwendigen Umfang 
den Wettbewerb in der Landwirtschaft beein-
trächtigt und 

— das reibungslose Funktionieren der gemein-
samen Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse, insbesondere die Preis-
und Interventionsregelung, nicht in Frage 
stellt; 

b) Bestimmungen hinsichtlich des Verfahrens für die 
Erteilung der in Absatz 1 genannten Ermächti-
gung sowie hinsichtlich der Umstände, unter 
denen die Ermächtigung zurückgezogen wird; 

c) Regeln, die die schrittweise Anpassung der beim 
Inkrafttreten dieses Artikels bestehenden Orga-
nisationen an diese Bestimmungen innerhalb 
einer noch festzulegenden Höchstfrist ermög-
lichen; diese Maßnahmen dürfen jedoch die 
unter Buchstabe a erster Gedankenstrich ge-
nannten Grundsätze nicht antasten. 

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die in Absatz 1 genannte Er-
mächtigung, werden nach dem Verfahren des Ar-
tikels 30 erlassen." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer. 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 
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Vorschlag  einer Verordnung (EWG) .../77 des Rates über Grundregeln für Milcherzeugerorga-
nisationen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse, 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 

./78 2), insbesondere auf Artikel 25 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 können die Mitgliedstaaten ermächtigt 
werden, Milcherzeugerorganisationen das aus-
schließliche Ankaufsrecht für die in dem betreffen-
den Gebiet erzeugte Milch sowie das Recht zu ge-
währen, einen Ausgleich zwischen den Erzeuger-
preisen vorzunehmen. Zu dieser Bestimmung müs-
sen die Grundregeln erlassen werden. 

Zunächst sind die Voraussetzungen näher zu be-
stimmen, unter denen eine Erzeugerorganisation in 
den Genuß dieser Vorrechte kommen kann, insbe-
sondere hinsichtlich der Abgrenzung des räumlichen 
Tätigkeitsgebietes, des überwiegenden Teils der 
Milcherzeugung in diesem Gebiet und der Reprä-
sentativität der Organisation im Sinne von Arti-
kel 25 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68. 

Für die Ausübung der solchen Organisationen 
gewährten Vorrechte müssen auf Gemeinschafts-
ebene detaillierte Vorschriften erlassen werden, die 
den Kriterien des Artikels 25 Abs. 3 Buchstabe a 
Rechnung tragen; insbesondere sind die Fälle näher 
zu bestimmen, in denen die der Organisation ange-
hörenden Erzeuger ihre Milch vom Verkauf an diese 
ausschließen können. Für den Verkauf der Milch 
durch die Organisation muß sichergestellt werden, 
daß alle Kaufinteressenten gleichen Zugang und 
gleiche Behandlung erhalten. Für Erzeuger, die  ihre 
Milch direkt an Endverbraucher verkaufen, müssen 
besondere Regeln aufgestellt werden. 

Hinsichtlich solcher Organisationen, die bei In-
krafttreten dieser Verordnung bereits bestehen, muß 
die Möglichkeit vorgesehen werden, Übergangsvor-
schriften zu erlassen, damit sie sich an das künftig 
geltende Gemeinschaftsrecht anpassen können. 

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten auch 
für das „Milk Marketing Board" Nordirlands, für 
das die Verordnung (EWG) Nr. .../78 des Rates 
vom ... 1978 3) eine Ausnahmeregelung vorsieht. 

1) ABl. EG Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 
2) ABl. EG Nr. L ... vom ... , S.... 
3) ABl. EG Nr. L .. vom ... , S.... 

Eine Ermächtigung zur Gewährung der betref-
fenden Vorrechte darf nur unter dem Vorbehalt 
späterer Änderungen erteilt werden, um etwaigen 
Änderungen des Gemeinschaftsrechts Rechnung 
tragen zu können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel i 

(1) Für die Anwendung von Artikel 25 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 804/68 und der vorliegenden 
Verordnung gelten als: 

a) Gebiet: 

ein Teil des Staatsgebiets, in dem eine noch zu 
bestimmende Mindestmenge Milch erzeugt wird 
und der aufgrund seiner geographischen und 
wirtschaftlichen Lage als Einheit betrachtet wer-
den kann; dabei wird den Verwaltungsgrenzen 
sowie der geschichtlichen Struktur der Milch-
wirtschaft Rechnung getragen; 

b) Erzeuger: 

ein landwirtschaftlicher Betriebsinhaber, sei er 
natürliche oder juristische Person, der Kuhmilch 
erzeugt; 

c) Erzeuger-Einzelhändler: 

Der individuelle Erzeuger, dessen Viehbestand 
150 Milchkühe nicht überschreitet und der die 
Milch seiner auf seinem Betrieb gehaltenen Kühe 
in Form von Milch oder anderen Milcherzeug-
nissen unmittelbar an den Endverbraucher ver-
kauft. Er kann jedoch 

— bis zu 25 v. H. seiner Jahreserzeugung in der 
Zeit, in der bei ihm Milchüberschüsse anfal-
len, auch zu anderen Zwecken als zum unmit-
telbaren Verbrauch verkaufen, 

— bis zu 25 v. H. seiner Jahreserzeugung Milch 
an Verbraucher verkaufen, die er von ande-
ren Erzeugern zugekauft hat, und zwar wäh-
rend der Zeit, in der bei ihm nicht genügend 
Milch anfällt. 

(2) Überwiegender Teil der Milcherzeugung im 
Sinne von Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 ist ein Prozentsatz von mindestens 
55 v. H. 

Für die Anwendung des Artikels 2 Abs. 5 der vor-
liegenden Verordnung muß dieser Prozentsatz über 
50 v. H. bleiben. 

(3) Für die Feststellung der Repräsentativität ge-
mäß Artikel 25 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 werden; 
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a) die Erzeuger nicht berücksichtigt, die keine Stel-
lungnahme abgegeben haben, nachdem sie indi-
viduell dazu aufgefordert wurden, 

b) bei der Befragung im Hinblick auf die Gewäh-
rung der Rechte gemäß Artikel 2 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 804/68 alle Erzeuger-Einzel-
händler mit einbezogen, 

c) bei späteren Befragungen und für die Anwen-
dung des Artikels 2 Abs. 5 die Erzeuger-Einzel-
händler nicht berücksichtigt, die der Organisa-
tion gegenüber die Erklärung gemäß Artikel 4 
Abs. 2 Buchstabe a abgegeben haben. 

Artikel 2 

(1) Will eine Erzeugerorganisation in den Genuß 
der Rechte gemäß Artikel 25 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 804/68 kommen, so reicht sie 
bei der zuständigen Stelle des betreffenden Mitglied-
staates einen entsprechenden Antrag unter Beifü-
gung folgender Nachweise ein: 

a) ihre Satzung; 

b) genaue Abgrenzung des räumlichen Tätigkeits-
gebietes der Organisation; 

c) unbeschadet der Ausnahmeregelung gemäß der 
Verordnung (EWG) .../78 statistische Unterla-
gen, aus denen hervorgeht, daß in den drei Jah-
ren vor Stellung des Antrags der überwiegende 
Teil der Milcherzeugung dieses Gebietes gemäß 
Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 verwendet worden ist; 

d) Nachweis der Repräsentativität der Organisation 
gemäß Artikel 25 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68; 

e) Jahresbilanzen für die letzten drei Jahre oder, 
wenn die Organisation noch nicht so lange be-
steht, alle Bilanzen seit ihrer Gründung. 

(2) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaates 
prüft die Angaben nach Absatz i Buchstabe b bis e, 
fügt ihnen eine mit Gründen versehene Stellung-
nahme bei, leitet den Vorgang an die Kommission 
weiter, falls sie den Antrag befürwortet, und bean-
tragt die Ermächtigung durch die Kommission ge-
mäß Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68. 

(3) Die Ermächtigung wird nur vorbehaltlich spä-
ter erforderlich werdender Änderungen erteilt, um 
die Entscheidung und die damit verbundenen Auf-
lagen an eine etwaige Änderung des Gemeinschafts-
rechts anpassen zu können. 

Der Mitgliedstaat macht sich diesen Vorbehalt in 
dem Bescheid zu eigen, mit dem er der Organisation 
die Ermächtigung mitteilt. 

(4) Die Kommission kann die Ermächtigung mit 
Auflagen versehen, um: 

a) die Beachtung der in Artikel 25 Abs. 3 Buch-
stabe a genannten Grundsätze zu gewährleisten, 

b) der besonderen Lage der betreffenden Organisa-
tion Rechnung zu tragen, 

c) möglichst die derzeitigen Rechte der Erzeuger 
nicht zu beschneiden, soweit es um eine bei 
Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung be-
reits bestehende Organisation geht. 

(5) Die zuständige Stelle des Mitgliedstaates prüft 
regelmäßig, ob die Bedingungen, die zu der Ermäch-
tigung geführt haben, noch erfüllt sind. 

Stellt die Stelle fest, daß eine Bedingung nicht 
mehr erfüllt ist, so unterrichtet der Mitgliedstaat 
unverzüglich die Kommission. 

In diesem Fall, oder wenn die Kommission selbst 
einen solchen Tatbestand feststellt, prüft sie die 
Gründe hierfür. 

Unter Berücksichtigung der Entwicklungstenden-
zen auf dem Milchsektor in dem betreffenden Ge-
biet und dem betreffenden Mitgliedstaat richtet die 
Kommission Empfehlungen an diesen Mitgliedstaat, 
um die Organisation in die Lage zu versetzen, die 
vorgeschriebenen Bedingungen zu erfüllen, oder sie 
zieht die an den Mitgliedstaat gerichtete Ermächti-
gung nach dem Verfahren gemäß Artikel 25 Abs. 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 zurück, gegebe-
nenfalls nach Festsetzung einer Übergangsfrist. 

Artikel 3 

(1) Die Satzung gemäß Artikel 2 Abs. 1 Buch-
stabe a muß 

a) Bestimmungen enthalten, welche gewährleisten, 
daß die Organisation angehörenden Erzeuger, 
und zwar alle im betreffenden Gebiet ansässigen 
Erzeuger, wenn der Organisation die Rechte nach 
Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 verliehen wurden, mindestens alle 
fünf Jahre einzeln befragt werden, um den Re-
präsentativcharakter der Organisation gemäß 
Artikel 25 Abs. 2 festzustellen; 

b) wenn es die Satzung zuläßt, daß sich die Organi-
sation auf dem Gebiet der Milchverarbeitung be-
tätigt: vorschreiben, daß die Organisation hin-
sichtlich dieser Betätigung finanziell und ver-
waltungsmäßig getrennt geführt wird, um den 
oder die Verarbeitungsbetriebe der Organisation 
auf die gleiche Stufe zu stellen wie andere unab-
hängige Verarbeitungsbetriebe, insbesondere be-
züglich ihrer Versorgungsmöglichkeiten, der zu 
zahlenden Preise, der Kreditbedingungen und 
sonstiger Transfers an solche Unternehmen. 

(2) Der Mitgliedstaat erläßt die erforderlichen 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß die von der 
Organisation erzielten Gewinne sich auf das unbe-
dingte Mindestmaß dessen beschränken, was zur 
Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben erforder-
lich ist, und daß die entsprechenden Mittel nur für 
diesen Zweckverwendet werden. 

(3) Die Erhebung von Umlagen zu Lasten der Er-
zeuger, die ihre Milch an die Organisation ver-
kaufen: 
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a) kann nur in dem Umfang erfolgen, als sie zur 
Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben erfor-
derlich ist, 

b) ist im  übri gen von einer entsprechenden Ermäch-
tigung abhängig, die nach denselben Vorschrif-
ten wie die Verleihung der Rechte gemäß Arti-
kel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
beantragt und erteilt wird. 

Artikel 4 

Für die Ausübung der Rechte nach Artikel 25 
Abs. i der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 gelten 
folgende Bestimmungen: 

(1) Das ausschließliche Ankaufsrecht und die 
Pflicht, die in dem betreffenden Gebiet erzeugte 
Milch von den Erzeugern zu kaufen, betrifft nicht 
die Milchmengen die der Erzeuger nicht an die Or-
ganisation, sondern wie folgt verkaufen will: 

a) zur Vermarktung in unverarbeitetem Zustand 
oder in Form von Verarbeitungserzeugnissen in 
einem Drittland oder einem anderen Mitglied-
staat oder 

b) zur Verarbeitung außerhalb des Gebietes der 
Organisation, zu der der Erzeuger gehört, oder 

c) zur Verarbeitung zu Butter oder Magermilchpul-
ver, wenn diese Erzeugnisse an die Interven-
tionsstelle verkauft werden sollen und in einer 
noch zu bestimmenden Weise festgestellt wor-
den ist, daß der Preis, den die Organisation dem 
Erzeuger zahlt, während einer noch zu bestim-
menden Zeitdauer unter dem Preis gelegen hat, 
der sich aus dem für die gleiche Zeit geltenden 
Interventionspreisen ergeben haben würde; die 
Marktlage wird dabei berücksichtigt. 

Die Erzeuger können sich für die Aufgaben nach 
a), b) und c) zusammenschließen oder Dritte ein-
schalten. 

(2) Ausschließlichkeitsrecht und Abnahmepflicht 
gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Milchmengen 

a) die Erzeuger-Einzelhändler im Sinne vom Arti-
kel 1 Abs. 1 Buchstabe c erzeugen, soweit sie 
dem Verband schriftlich erklärt haben, daß sie 
ihm nicht beitreten wollen; 

b) die einem Erzeuger-Einzelhändler in den Gren-
zen des Artikels 1 Abs. 1 Buchstabe c zweiter 
Unterabsatz von anderen Erzeugern verkauft 
werden; 

c) die der Erzeuger im Einvernehmen mit der Orga-
nisation von dem Verkauf an diese ausschließt. 

(3) Nach noch festzulegenden Einzelheiten erläßt 
der betreffende Mitgliedstaat die erforderlichen 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß alle Kauf-
interessenten, welche die Milch für den gleichen 
Zweck verwenden wollen, gleichen Zugang zu der 
von der Organisation verkauften Milch erhalten. 

Diese Maßnahmen sehen insbesondere regelmä-
ßige öffentliche Ausschreibungen oder eine Rege-
lung für die Preisfestsetzung vor, die gleichwertige 
Garantien bietet und insbesondere die Preistrans-
parenz und die vorherige Bekanntgabe der Ver-
kaufspreise gewährleistet. 

Artikel 5 

(1) Falls Übergangsmaßnahmen erforderlich sind, 
um den bei Inkrafttreten dieser Verordnung be-
stehenden Organisationen die Umstellung auf diese 
Verordnung zu erleichtern, werden diese Maßnah-
men nach dem Verfahren des Artikels 30 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 

Diese Maßnahmen können nur für eine Zeitdauer 
von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung gelten. 

(2) Im Fall einer bei Inkrafttreten dieser Verord-
nung bestehenden Erzeugerorganisation kann dem 
Mitgliedstaat eine vorläufige Ermächtigung erteilt 
werden, um diesem und der Organisation die Mög-
lichkeit zu geben, sich innerhalb einer zu bestim-
menden Frist an diese Verordnung und/oder jeweils 
festzulegende besondere Auflagen anzupassen. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver-
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Voschlag einer Verordnung (EWG) Nr. .../78 des Rates betre ffend das „Milk Marketing Board" 
Nordirlands 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla

-

ments 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die ge-
meinsame Marktorganisation für Milch und Milch-
erzeugnisse 3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EWG) Nr. . . 178 4), können die Mitglied-
staaten ermächtigt werden, Erzeugerorganisationen 
das ausschließliche Ankaufsrecht für die in dem 
betreffenden Gebiet erzeugte Milch sowie das Recht 
zu gewähren, einen Ausgleich zwischen den Erzeu-
gerpreisen vorzunehmen. Diese Ermächtigung wird 
nur unter der Bedingung erteilt, daß die betreffende 
Organisation ihre Tätigkeit in einem Gebiet ausübt, 
in dem während der drei vorangegangenen Jahre 
der überwiegende Teil der gesamten Milcherzeu-
gung unmittelbar für den menschlichen Verbrauch 
verwendet worden ist. 

Die Struktur der Milchwirtschaft im Vereinigten 
Königreich ist durch das Bestehen von Organisatio-
nen gekennzeichnet, die sich „Milch Marketing 
Boards" nennen und die für die obengenannte Er-
mächtigung in Frage kommen. Eine Ausnahme hier-
von ist das „Milk Marketing Board" Nordirlands, 
denn dieses Gebiet ist das einzige im Vereinigten 
Königreich, in dem aus geographischen und demo-
graphischen Gründen die überwiegende dort er-
zeugte Milchmenge nicht dem unmittelbaren 
menschlichen Verbrauch zugeführt werden kann. 

Zur Vermeidung von Störungen auf dem briti-
schen Milchmarkt und um die ausgewogene Ent-
wicklung des Marktes in dem betreffenden Gebiet 
unter Berücksichtigung seiner besonderen wirt- 

1) ABl. EG Nr. C 
2) ABl. EG Nr. C 
3) ABl. EG Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 
4) ABl. EG Nr. L  

schaftlichen und politischen Lage nicht zu behin-
dern, empfiehlt es sich vorzusehen, daß abweichend 
von den in Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 festgelegten Bedingungen die dort 
genannten Rechte dem „Milk Marketing Board" 
Nordirlands auch zugestanden werden können, so-
fern die anderen in diesem Artikel genannten oder 
gemäß dieser Bestimmung erlassenen Bedingungen 
erfüllt sind. 

Die Aufrechterhaltung dieser Abweichung muß 
von einer späteren Überprüfung, insbesondere im 
Lichte der Anwendung von Artikel 25 der Verord-
nung (EWG) Nr. 804/68 in Nordirland und in den 
übrigen Gebieten des Vereinigten Königreichs ab-
hängig gemacht werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 25 Abs. 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 804/68 und unbeschadet der übri-
gen Bestimmungen des vorgenannten Artikels kön-
nen die Rechte gemäß dieser Vorschrift dem „Milk

-

Marketing Board" Nordirlands auch gewährt wer-
den, wenn in seinem Wirkungsbereich die überwie-
gende Menge der dort erzeugten Milch während 
des festgesetzten Bezugszeitraums nicht für den 
unmittelbaren menschlichen Verbrauch verwendet 
worden  ist.  

Artikel 2 

Im Falle der Anwendung von Artikel 1 legt die 
Kommission dem Rat und dem Europäischen Parla-
ment spätestens am . . . *) einen Bericht über die 
Anwendung dieser Vorschrift vor und schlägt dem 
Rat, der nach dem Verfahren des Artikels 42 Abs. 2 
des Vertrags entscheidet, gegebenenfalls die erfor-
derlichen Änderungen dieser Verordnung vor. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am . . . in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver-
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat. 

*) Einzufügendes Datum: Fünf Jahre, gerechnet ab dem 
Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung. 
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Brussels, 22 décembre 1977 
SG(77) D/13427 

Subject: United Kingdom Milk Marketing Boards 

Sir, 

I would refer to the exchanges of views which 
have taken place on thie subject between United 
Kingdom and Commission Officials. 

I am now able to inform you that the Commission 
has taken a decision on proposals to the Council 
concerning a draft Regulation amending Regulation 
804/68 and a Regulation laying down general rules 
relating to operation of producers' organizations in 
the milk sector. If these texts are adopted they 
could, subject to certain conditions, enable the 
United Kingdom to be authorized to maintain, prov-
iding the consent of the required majority of 
producers is forthooming, its present Boards with 
their present powers and diseiplines intact for most 
purposes. 

The Commission must however emphasize that, in 
addition to the matters which it is proposed to 
regulate specifically in one or other of the legal 
texts referred to above or in detailed rules of 
application, your Government would need to give 
certain parallel undertakings before the United 
Kingdom could be authorized to recognize the 
Boards in accordance with these Regulations. 

I shall therefore be pleased if you will confirm at 
the earliest possible moment that your Government: 

(a) will undertake to ensure that the influence 
in law, or influence which it exercises in 
practice over the Boards' policy making is 
reduced to the minimum, it being however 
understood that the United Kingdom authorities 
will maintain sufficient powers for securing 
that the Boards comply with Community 
requirements and for safeguarding the interests 
of individuals groups or corporations from any 
abuse of their powers. 

The Commission would stress the Coportance 
of this supervisory function, particularly in 
relation to the necessity of seouring observance 
of the various detailed conditions to which the 
initial and continued authorization of the 
Boards would be subject. 

(b) (i) Accepts that it is in the Community inter-
est that progress should be made towards 
the early adoption of Directives concerning 
health problems in the milk sector, partic-
ularly in relation to raw and heat treated 
milk in order to secure the abolition of the 
remaining impediments to free circulation 
of milk and fresh milk products within the 
Community; 

(b) (ii) Acknowledges that, with the exception of 
such animal and human health restrictions 
as may for the time being be justified 
under Article 36 of the EEC Treaty, no 
barriers may be placed in the way of 
imports of milk and fresh products into the 
United Kingdom. 

(c) will secure the abolition of the control which 
the Boards have exercised by a licensing 
system over the establishment of manufacturing 
and processing plants in the milk sector. 

(d) will securs th abolition of the right of the 
Boards to call back to the liquid market milk 
which has already been delivered for manu-
facture in cases where the manufacturer re-
quires the milk to fulfil an export contract 
either for liquid milk or milk products. 

(e) will secure that the non-producer members of 
the Boards are chosen from suitable candidates 
proposed by organizations representative in 
particular of consumers and workers and manu-
facturers in the dairy sector. It should be made 
clear that although their appointment may be 
made by the competent Minister they are to be 
indipendent of Governmental interests. 

(f) accepts the principle that subject to Community 
intervention mechanisms and aids authorized 
by or compatible with Community rules pro

-

ducers incomes from milk sales should be 
based entirely on market returns. 

The Commission must also emphasize that the reg-
ulation of milk prices by direct governmental action 
or by powers delegated to the Boards can only be 
imposed to the extent that the functioning of the 
price system established by the common organ-
ization of the market in this sector is not put into 
jeopardy. In so far as the regulation of prices 
applies to imported milk and milk products prices 
fixed must take into account the additional costs 
inherent in importing such commodities. 

The Commission accepts that in view of the highly 
concentrated nature of the United Kingdom milk 
market it my not be possible to provide for sale of 
milk by the Boards on a public tender basis as 
originally envisaged. However the Commission is 
of the opinion that authorization to the Boards 
under the above-mentioned draft Regulations can-
not be granted until the existing system of price 
fixing has been adapted to provide, as far as pos-
sible, equivalent guarantees to these of public 
tender based arrangements. Negotiations should be 
open to all interested parties and resulting prices 
should be published before binding contracts are 
entered into. 
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The Commission will, in particular, want to discuss 
further the system of the pricing of milk for manu-
facture with a view to finding a satisfactory formula 
which will avoid distortions of competition and 
ensure that the Boards cannot use their powers as 
monopoly sellers to manage the market in ways 
inconsistent with the principle of the free circu-
lation of goods and the Common Organization of 
the market in this sector. Detailed application rules 
concerning this formula will be adopted by the 
Commission. 

The Commission has noted the statement in the 
United Kingdom Permanent Representative's letter 

of 8 August 1977 that the present consummr subsidy 
for liquid milk is due to terminate "at the end of 
1977". In view of this statement it has not been 
considered necessary for the Commission to make 
any further specific comment on this topic in the 
present letter. 

I shall be pleased if you will notify the acceptance 
of your Government to the above listed conditions 
as soon as possible. 

Please accept, Sir, the assurance of my highest 
consideration. 

The Right Hon. John SILKIN M. P. 
Minister of Agriculture, Fisheries and Food 

Whitehall Place 

LONDON SW 1 A 2 HH 
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Begründung 

1. Im Rahmen der Beitrittsverhandlungen hat die 
Delegation des Vereinigten Königreichs eine 
Frage bezüglich der Vereinbarkeit der in diesem 
neuen Mitgliedstaat bestehenden „Milk Mar-
keting Boards" mit dem Gemeinschaftsrecht auf-
geworfen. Diese Frage war Gegenstand eines 
Austauschs offizieller Erklärungen zwischen 
dem Vereinigten Königreich und der Gemein-
schaft, die im Anhang zum Beitrittsvertrag 1 ) wie-
dergegeben sind. 

2. Eine eingehende Prüfung dieser Frage hat zu dem 
Schluß geführt, daß unter bestimmten Aspekten 
die Vereinbarkeit der rationalen Rechtsgrund-
lagen und der Funktionen der genannten „Milk 
Marketing Boards" mit dem Gemeinschaftsrecht 
angezweifelt werden kann. Die britische Gesetz-
gebung verleiht diesen Organisationen nämlich 
gewisse Vorrechte, die der durch die Verord-
nung (EWG) Nr. 804/68 2 ) geschaffenen gemein-
samen Marktorganisation für Milch und Milch-
erzeugnisse bislang fremd sind, insbesondere 
hinsichtlich des ausschließlichen Ankaufsrechts 
in einem bestimmten Gebiet und der Vornahme 
eines Preisausgleichs. Eine Regularisierung die-
ser Lage erweist sich insbesondere im Hinblick 
auf das Ende der Übergangszeit und des mit den 
gegenwärtigen Aufgaben der „Boards" eng ver-
bundenen Systems der Garantiepreise für die 
Milcherzeugung immer dringlicher. 

3. Es zeigt sich jedoch, daß die Aktivitäten der 
„Milk Marketing Boards" bisher dazu beigetra-
gen haben, daß der überwiegende Teil der Milch-
erzeugung des Vereinigten Königreichs unmit-
telbar in flüssiger Form dem menschlichen Ver-
brauch zugeführt wird. Dieses Ergebnis ent-
spricht dem Ziel der Gemeinschaftspolitik im 
Sektor Milch und Milcherzeugnisse, weiterhin 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine ange-
messene Lebenshaltung zu gewährleisten, gleich-
zeitig aber die hohen öffentlichen Ausgaben zu 
senken, die sich aus einer übermäßigen Inan-
spruchnahme des namentlich für Butter und Ma-
germilchpulver vorgesehenen Interventions-
systems ergeben. 

4. Unter diesen Umständen muß nach einer Lösung 
gesucht werden, die folgende widerstreitende 
Interessen der Gemeinschaft ausgleicht: 

— einerseits die Beachtung der Grundsätze des 
Vertrags, insbesondere hinsichtlich des freien 
Warenverkehrs, und das reibungslose Funk-
tionieren der gemeinsamen Marktorganisation 
auf dem Milchsektor, 

1) ABl. EG Nr. L 73 vom 27. März 1972, S. 198 bis 200 
2) ABl. EG Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13  

— andererseits die Beibehaltung gewisser gün-
stiger Auswirkungen infolge des Bestehens 
der betreffenden Organisationen. 

Zu diesem Zweck empfiehlt es sich, die gemein-
same Marktorganisation weiter auszubauen, in-
dem die Möglichkeit vorgesehen wird, Milch-
erzeuger-Organisationen auf Gemeinschaftsebene 
gewisse Vorrechte einzuräumen, um es ihnen zu 
ermöglichen, das gewünschte Ziel einer hohen 
Verwendung von Milch für den unmittelbaren 
Verbrauch weiter zu verfolgen. 

5. Die Kommission schlägt infolgedessen dem Rat 
vor, die drei folgenden Verordnungen anzuneh-
men: 

a) Verordnung zur Änderung der Verordnung . 

(EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milch-
erzeugnisse 

Dieser Text sieht vor, in die Grundverord-
nung eine Vorschrift aufzunehmen, die es er-
möglicht, den Erzeugerorganisationen folgen-
de Rechte einzuräumen: 

— mit gewissen Einschränkungen die allei-
nige Berechtigung, die in dem betreffen-
den Gebiet erzeugte Milch aufzukaufen, 

— das Recht, einen Ausgleich zwischen den 
an die Erzeuger gezahlten Preise vorzu-
nehmen, 

Die Gewährung dieser Rechte ist von folgen-
den Bedingungen abhängig: 

— daß in dem betreffenden Gebiet der über-
wiegende Teil der dort erzeugten Milch 
unmittelbar für den menschlichen Ver-
brauch verwendet wird und 

— daß zahlenmäßig mindestens 80 v. H. der 
in dem betreffenden Gebiet ansässigen 
Erzeuger freiwillige Mitglieder der Orga-
nisation sind. 

b) Verordnung betreffend das „Milk Marketing 
Board" Nordirlands 

Dieser Text berücksichtigt die besondere 
wirtschaftliche und politische Lage Nord-
irlands und ermöglicht es dem „Milk Mar-
keting Board" dieses Gebiets, in den Genuß 
der obengenannten Vorrechte zu gelangen, 
wenn die vorgesehenen Bedingungen erfüllt 
sind, mit Ausnahme der Bedingung bezüglich 
der überwiegenden Verwendung der erzeug-
ten Milch unmittelbar für den menschlichen 
Verbrauch. 
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c) Verordnung über Grundregeln für Milch-
erzeugerorganisationen 

Dieser Text enthält: 

— Einzelheiten bezüglich der in der neuen 
Vorschrift der Grundverordnung enthal-
tenen Bedingungen, 

— Vorschriften bezüglich des zur Erlangung 
der betreffenden Vorrechte anzuwenden-
den Verfahrens, und insbesondere 

— detaillierte Vorschriften, die sicherstellen 
sollen, daß die Ausübung dieser Vorrechte 
nicht den Grundsätzen des Vertrags zu-
widerläuft, die Wettbewerbsregeln nicht 
übermäßig beeinträchtigt und das rei-
bungslose Funktionieren der bereits be-
stehenden Mechanismen der gemeinsamen 
Marktorganisation nicht gefährdet. 

6. Die Kommission möchte betonen, daß die An-
nahme der vorgeschlagenen Texte keineswegs 
eine automatische Regularisierung der im Ver-
einigten Königreich bestehenden Lage und die 
Fortsetzung aller Aktivitäten der „Milk Mar-
keting Boards", wie sie die nationale Gesetzge-
bung bisher gestattete, bedeuten würde. Be-
stimmte Vorrechte, die diese Organisationen bis-
lang hatten und die durch die vorgeschlagenen 
Texte nicht gedeckt sind, müssen abgeschafft 
werden, insbesondere auf dem Gebiet der Milch-
verarbeitung. 

Die Kommission hat den britischen Behörden be-
reits eine detaillierte Liste der Bedingungen 
übermittelt, denen sie und die betreffenden Or-
ganisationen entsprechen müssen, damit die Er-
mächtigung, die in der vorgeschlagenen Vor-
schrift der Grundverordnung vorgesehen ist, er-
teilt und in Zukunft beibehalten werden kann. 


